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Selbstkritische Töne
Macris Rede zum Unabhängigkeitstag in Tucumán
Mauricio Macri: „Der Staat legt keine Hindernisse in den Weg.“ (Foto: Gobierno de Tucumán)
Buenos Aires (AT/mc) - Selbstkritische Töne schlug Präsident Mauricio Macri bei der offiziellen Kundgebung zum Unabhängigkeitstag in Tucumán an. Erstmals räumte er auch eigene Fehler in seiner Amtszeit ein: „Wir sind in einem Gewittersturm, der aufgrund mehrerer Umstände entstanden ist: Themen, die mit unserer eigenen Amtsführung zusammenhängen, aber auch mit ausländischen Märkten und politischen Entscheidungen der Vorgängerregierungen“, formulierte der Staatschef am Montag während der Festveranstaltung im Nordwesten des Landes, wo 1816 die Unabhängigkeit Argentiniens ausgerufen wurde.
Bei seiner Rede kreidete Macri sich selbst an, offenbar zu viel Optimismus verbreitet zu haben, anstatt eine „harte Diagnose“ der Situation zu kommunizieren. Aktuell befindet sich der argentinische Peso im Sturzflug. Die Wirtschaft stagniert, die Inflation ist nicht gebändigt.
„Es gibt Hindernisse im Weg. Und wenn wir Fehler machen, dann korrigieren wir sie. Aber wir haben die feste Überzeugung, dass wir angetreten sind, um die Dinge gut zu machen“, so Macri, der erst vor wenigen Tagen eine Kabinettsumbildung vorgenommen hatte (wir berichteten). Er teile die Sorgen, die im Moment viele hätten. Aber er sei sicher, ein Land zu erreichen, „in dem alle Argentinier sich selbst verwirklichen können“.
Der Präsident betonte, dass der „Kurs des Schiffes“ klar sei und auch beibehalten werde. Er forderte aber vor allem mehr Engagement seitens der Wirtschaft: „Es ist notwendig, dass die Unternehmer einen größeren Beitrag leisten. Umso mehr, da der Staat ihnen keine Hindernisse mehr in den Weg legt.“ Der Staat ebne vielmehr den Weg, damit die Wirtschaft wachsen und ihre Produktivität steigern könne. Man werde die „Spielregeln“ auch nicht angesichts von „Unwettern“ ändern, versprach Macri. Gleichzeitig nahm er während seiner 18-minütigen Rede auch die Gouverneure in die Pflicht, indem er sie aufforderte, sich bei der Verabschiedung des Haushalts für 2019 konstruktiv zu verhalten.
Nicht teilnehmen wollte Macri am traditionellen Dankesgottesdienst (Te Deum) in der Kathedrale von Tucumán, bei dem er sich durch seine Stellvertreterin Gabriela Michetti vertreten ließ. Dort kritisierte der lokale Erzbischof Carlos Sánchez in scharfer Form die jüngst in der Deputiertenkammer beschlossene Legalisierung von Abtreibungen. Schwangerschaftsabbruch bedeute den „Tod eines Unschuldigen“, meinte der Geistliche. Macri hatte die Debatte zur Abtreibung freigegeben. Nach dem Votum der Deputiertenkammer muss nun der Senat über das Gesetzesprojekt zur Legalisierung befinden.
Das Thema Abtreibung war auch Thema der Predigt, die Kardinal Mario Poli im Wallfahrtsort Luján hielt. Es sei nicht fortschrittlich anzunehmen, man könne Probleme lösen, indem menschliches Leben getötet werde, formulierte der Primas der argentinischen Bischofskonferenz.
Argentinien
„Das Vaterland gibt nicht auf“
Proteste am Unabhängigkeitstag in Buenos Aires
Die Demo am Obelisken. (Foto: fb)
Buenos Aires (AT/mc) - In Deutschland würde die politische Linke sicher unter einem anderen Motto Demonstrationen organisieren. Doch Argentinien hat eine andere Geschichte, sodass die Parole „Das Vaterland gibt nicht auf“ (La patria no se rinde) offenbar keine allzu nationalistischen Assoziationen auslöst.
Für den Unabhängigkeitstag am Montag hatten mehrere Schauspieler um Gerardo Romano, Osmar Núñez und Paola Barrientos in den sozialen Netzen unter besagtem Slogan am Obelisken von Buenos Aires zu einer Protestkundgebung aufgerufen, die sich vor allem gegen die Wirtschaftspolitik der Nationalregierung von Präsident Mauricio Macri richtet.
Parteigänger des Kirchner-Lagers sowie anderer linksorientierter Parteien, Bürgerrechtsbewegungen und Gewerkschafter schlossen sich der Initiative an, sodass Tausende bei kühlen Temperaturen in die Stadtmitte zogen. Bereits zum Jahrestag der Mairevolution am 25. Mai hatte es an gleicher Stelle eine ähnliche Kundgebung gegeben. Letztere stand unter dem Leitmotiv „Das Vaterland ist in Gefahr“.
Im Zentrum der Kritik stand auch diesmal das Abkommen der Regierung mit dem Internationalen Währungsfonds (IWF), der Argentinien mit einem Kredit in Höhe von 50 Milliarden Dollar hilft (wir berichteten). Die Maßnahme weckt indes böse Erinnerungen an die Staatspleite von 2001, für die nicht wenige Argentinier die damalige Politik des IWF mitverantwortlich machen.
Dies klang auch in der Erklärung an, die besagte Schauspieler im Rahmen der Veranstaltung am Montag vorlasen. Darin wird dem „Modell der politischen und wirtschaftlichen Abhängigkeit von großen ausländischen Mächten“ eine klare Absage erteilt. In dem Dokument rufen die Verfasser dazu auf, die von Macri auf den Weg gebrachte „neue Abhängigkeit“ vom IWF in ähnlicher Weise zu überwinden, wie einst die Gründerväter Argentiniens 1816 beim Kongress von Tucumán die Fremdbestimmung durch ausländische Mächte abgeschüttelt hätten.
Auch heute sei das Vaterland in Gefahr, auch heute gelte es, den Ruf „Das Vaterland ergibt sich nicht“ in alle Himmelsrichtungen hinauszurufen, heißt es in der Erklärung. „Zerreißen wir die Ketten, in die uns das Abkommen mit dem IWF gelegt hat“, formulieren die Unterzeichner. Denn dieses bedeute eine „planmäßige Misere“ für das Volk.
Der Schauspieler Gerardo Romano sprach von einer „brutalen Verschuldung“, die das Land dazu verurteile, die Geschäfte einiger Weniger zu finanzieren. „Die durch Macri herbeigeführte Verschuldung ist illegal, illegitim und verfassungswidrig“, meinte der Schauspieler. Er forderte ein Ende der Finanzspekulationen und eine rigorose Verfolgung derjenigen, die Gelder in Steueroasen außer Landes bringen. Der Staat müsse den Wechselkurs schärfer kontrollieren.
Deutliche Worte fand auch Romanos Kollegin Carolina Papaleo. Macri habe im Wahlkampf auf „skandalöse Weise gelogen“. Der Staatschef sei ein „Opportunist, der seine eigenen Wähler betrogen“ habe. Damals hatte Macri unter anderem versprochen, die Armut auf Null zu reduzieren und Abwertungen des Pesos zu vermeiden.
Argentinien
Kontakte nach Thüringen
Edgardo Malaroda (r.) und Wolfgang Tiefensee. (Foto: Prensa ealem)
Buenos Aires (AT/mc) - Das Bundesland Thüringen will seine Beziehungen zu Argentinien ausbauen. Dies wurde deutlich beim Besuch des argentinischen Botschafters in Deutschland, Edgardo Malarodo, vor wenigen Tagen in Erfurt. In der Landeshauptstadt traf der Diplomat den thüringischen Wirtschaftsminister Wolfgang Tiefensee (SPD), der in der Vergangenheit auch als Leipziger Oberbürgermeister und als Bundesverkehrsminister amtierte.
Tiefensee will Anfang Oktober mit einer Delegation aus 40 Unternehmensvertretern nach Argentinien kommen. Mit dabei sein werden Repräsentanten aus den Bereichen Green Technology, Metallmechanik und dem Bauwesen des Bundeslandes im Herzen Deutschlands.
Botschafter Malaroda freut sich über die Reisepläne der Thüringer und informierte sie über Sondierungsmöglichkeiten in Argentinien. Der Diplomat setzt sich besonders für bilaterale Kooperationen auf lokaler oder regionaler Ebene ein.
In Erfurt statteten Malaroda und sein Team auch Bürgermeister Andreas Bauswein einen Besuch ab. Dabei ging es um Themen wie das duale Berufsschulsystem sowie Austauschprogramme im Handwerk. Thüringen ist als Wissenschaftsstandort bekannt und ist weltführend in den Bereichen Erneuerbare Energien, Optik, Metallmechanik, Infrastruktur und Aerospace.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Ältester Riesen-Dino
Argentinische Paläontologen warten mit einem sensationellen Forschungsergebnis auf: Sie stellten fest, dass es sich bei dem 2015 in Balde de Leyes (San Juan) gefundenen Fossilien um Überreste des ältesten Riesensaurierart gehandelt haben muss, die auf der Erde gelebt hat. Wie die Forscherin Cecilia Apaldetti von der Nationaluniversität von San Juan gegenüber der Zeitung „Clarín“ ausführte, habe der Koloss vor 237 bis 201 Millionen Jahren gelebt und rund zehn Tonnen gewogen. Somit war das als „Ingentia Prima“ bezeichnete Landwirbeltier rund das Dreifache schwerer als die bislang bekannten Saurier jener Epoche. Bis jetzt ging man davon aus, dass es Saurier dieses Gewichtes erst 30 Millionen Jahre später gegeben hätte. „Aufschlussreich ist, dass wir einen Riesen-Dino gefunden haben aus einer Epoche, die wir nicht für möglich gehalten haben“, so Apaldetti. Die Entwicklung hin zu Riesendinosauriern habe sich viel früher vollzogen, als die Forschung bislang angenommen habe, so die Paläontologin.
Gepäckräuber verhaftet
Am Flughafen Ezeiza ist einer professionellen Bande von Gepäckräubern das Handwerk gelegt worden. Nach 14-monatiger Ermittlungen nahm die Flughafenpolizei am Dienstag zehn Verdächtige fest. Es handelt sich dabei um zwei Mitarbeiter der staatlichen Fluggesellschaft „Aerolíneas Argentinas“, einen Zollbeamten sowie sieben Angestellte der Firma „Intercargo“, die mit der Gepäckbeförderung am Flughafen betraut sind. Als Chef der Bande macht die Polizei einen Mann aus, der für „Aerolíneas“ als Fahrer tätig war. Dieser habe sich nicht nur um die Logistik der Aktionen gekümmert, sondern habe auch den Verkauf des Diebesguts organisiert. Bei ihren insgesamt 21 Razzien am Dienstag fanden die Ermittler unter anderem 97.000 Dollar in bar sowie zahlreiche Gegenstände über Silberschmuck, Uhren, Handys, Brillen bis hin zu Parfums. Die Polizei vermutet, dass die Koffer vor Abflug im Gepäckraum des Flugzeugs geöffnet und entleert wurden.
Günstiger fliegen
Argentinien-Reisende können künftig wohl günstiger durch das Land fliegen. Wie das Fachportal „aerotelegraph.com“ berichtet, fällt am 15. August die Untergrenze für Flugpreise. Dies gilt laut der Nationalregierung für Tickets mit Hin- und Rückflug, die mindestens 30 Tage vor Reisedatum gekauft wurden. Mehrere Airlines wie Flybondi und Latam haben dem Bericht zufolge bereits angekündigt, die Preise senken zu wollen. Billigflieger haben es in Argentinien wegen der Preisgrenze bisher noch schwer. Das Land bietet wegen seiner enormen Nord-Süd-Ausdehnung von rund 3700 Kilometern aber ein großes Potenzial für günstige Inlandsflüge und Verbindungen in die Nachbarländer. So will laut Bericht etwa die chilenische Airline Jetsmart in den hiesigen Markt einsteigen und zum Beispiel günstige Flüge zwischen Santiago und El Palomar bei Buenos Aires anbieten. (AT/mc/dpa)
Meinung
Der rote Kreis
Von Juan E. Alemann
Wer den Begriff erfunden hat, weiß man nicht. Aber Präsident Mauricio Macri verwendet ihn, um einflussreiche Großunternehmer und andere zu bezeichnen, die angeblich politischen Einfluss haben, ohne direkt als Politiker tätig zu sein. Wie weit dann einflussreiche Journalisten und auch Ökonomen hinzukommen, verbleibt unbestimmt. Grundsätzlich bezieht sich der rote Kreis auf diejenigen, die die bürgerliche öffentliche Meinung bilden. Vor einigen Jahrzehnten bezeichnete man diese Gruppe als “Establishment”.
Macri ärgert sich gelegentlich über diesen roten Kreis, wenn er Kritik aus diesem Lager erhält, die ihm nicht gefällt oder ihn angeblich politisch schwächt. Denn er geht davon aus, dass besonders dieser Teil der Gesellschaft voll auf seiner Seite stehen sollte, weil er ihn im Wesen vertritt, oder zumindest keine politische Alternative besteht. Indessen ist es eben so, dass man grundsätzlich Macri unterstützen, jedoch im Einzelnen eine kritische Haltung einnehmen kann. Doch die Kritik darf eben nicht überwiegen, wie es weitgehend der Fall ist.
Doch darüber hinaus ist es im Grunde so, dass Argentinien kein echtes Establishment hat, wie es in Brasilien der Fall ist. Dort hat diese führende Gesellschaftsschicht Lula nach drei verlorenen Wahlen nur Präsident werden lassen, als er einen von ihnen, den größten Textilunternehmer des Landes, zum Vizepräsidenten aufstellte. Und zur Absetzung von Dilma Rousseff und zur politischen Rückendeckung für Michel Temer hat das Establishment auch beigetragen. Ohne diesen Rückhalt hätte Temer nie die Reform der Arbeitsgesetzgebung durchführen können, die das Land dringend benötigte. In Argentinien kann Macri nicht einmal einen Bruchteil dieser Reform durchsetzen, und der rote Kreis hilft ihm dabei auch nicht.
Im Gegensatz zu Brasilien ist die bürgerliche Gesellschaft, also der obere Mittelstand und die Unternehmer von Bedeutung, in Argentinien oberflächlich, schwankend, oft auch frivol, und ohne ein politisches Grundkonzept. Auch intelligente und kultivierte Menschen dieser Gruppe heben zweitrangige Themen hervor, oft rein anekdotische Fakten, und gehen am Wesentlichen vorbei.
Präsident Carlos Menem wurde vom Establishment nicht verstanden, obwohl er schließlich das verwirklichte, was dieses grundsätzlich befürwortet hatte. Er hat die Inflation besiegt, umfassend privatisiert und dereguliert, hohe Investitionen herbeigeführt, auch der Landwirtschaft einen phänomenalen Impuls verliehen, und der Wirtschaft allgemein einen großen Wachstumsschub gegeben, mit Rekordernten und Ausmerzung der Maul- und Klauenseuche, und das Bruttoinlandsprodukt nahm um etwa 60 Prozent zu. Er hat Argentinien modernisiert und in die Welt integriert. Dank Menem haben wir ein gutes Telefonsystem und einen Hafen von Buenos Aires, der ordentlich funktioniert, während beides vorher eine totale Katastrophe war. Auch auf sozialem Gebiet hat Menem viel geleistet, u.a. mit dem Programm “pro Huerta”, das mit wenig Geld über eine halbe Million familiäre Gemüsegärten schuf.
Doch bei der Wahl von 2003 nahmen viele (die meisten?) Mitglieder des Establishments gegen Menem Stellung, womit sie Néstor Kirchner direkt oder indirekt Stimmen zuführten. Ohne diese Stimmen wäre er nie Präsident geworden, und wir hätten uns die große Kalamität erspart, die seine Regierung und die zwei seiner Frau uns brachten, mit der auch Macri bis heute nicht fertig wird.
Die Großunternehmer und ihre Sprecher, deren Meinung auf Macri zukommt, stellen stets ihre konkreten Interessen in den Vordergrund. Man vermisst bei ihnen ein Gesamtkonzept über Wirtschaft und Gesellschaft, wie es das brasilianische Establishment hat.
Meinung
Im Blickfeld: Offene Fragen
Von Stefan Kuhn
Das Urteil ist gefallen. Gut Sechseinhalb Jahre nach dem Ende der rechten Terrorgruppe Nationalsozialistischer Untergrund (NSU), nach über fünf Prozessjahren und 438 Verhandlungstagen verurteilte das Oberlandesgericht München die Angeklagten Beate Zschäpe, Ralf Wohlleben, Holger Gerlach, Carsten S. und André Eminger. Die Urteile lösten gemischte Gefühle aus.
Dass die Hauptangeklagte Beate Zschäpe zu lebenslanger Haft verurteilt wurde, obwohl man ihr keine direkte Tatbeteiligung nachweisen konnte, hinterlässt Erleichterung. In ihrem Fall ging es nicht um einen simplen Kriminalfall, sondern um zehn politische Morde, drei Bombenanschläge und 15 Banküberfälle. Selbst wenn man Zschäpes Erklärung, sie habe von den Morden immer im Nachhinein erfahren, glaubt, hat die Angeklagte über ein Jahrzehnt lang brutale fremdenfeindliche Anschläge gedeckt. Sie war für die Tarnung und Organisation der Terrorgruppe verantwortlich. Sie hat den NSU am Leben gehalten. Ein Freispruch oder eine Verurteilung wegen Brandstiftung, der einzigen Tat, die man Zschäpe wirklich nachweisen kann, wäre ein Skandal gewesen.
Auch die Feststellung einer „besonderen Schwere der Schuld“, die Voraussetzung für eine Sicherungsverwahrung nach dem Ende der Haftstrafe, geht in Ordnung, weil das Gericht bei seinem Urteil auf die Sicherungsverwahrung verzichtete. Das Inhaftbleiben nach Verbüßung der Strafe ist eine Maßnahme, die die Gesellschaft von Folgetaten schützen soll. Es ist kaum vorstellbar, dass sich Beate Zschäpe nach vermutlich noch gut einem Jahrzehnt Mindesthaft wieder einer rechtsterroristischen Terrorzelle anschließt und kaltblütige Mörder vom Schlage eines Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt aktiv unterstützt. Sie hat sich im Gegensatz zu einigen ihrer Mitangeklagten von der menschenverachtenden Ideologie der Neonazis losgesagt und die Angehörigen der Opfer um Verzeihung für ihren Anteil an den Taten gebeten. Wie glaubwürdig das ist, wird sich noch zeigen.
Die zehnjährige Haftstrafe für Ralf Wohlleben ist angemessen. Setzt man sie allerdings in Relation zu der Zschäpes, hätte sie auch höher ausfallen können. Wohlleben hat die Tatwaffe besorgt und steht wie kein anderer für die Verbindung der NPD zum rechtsextremistischen Terror. Er war zwischen 2000 und 2007, der Zeit, in der die Morde geschahen, ranghoher Funktionär der NPD Thüringen. Er dürfte wie Zschäpe von den Morden, Bombenanschlägen und Banküberfällen gewusst und sie gedeckt haben. Die beiden Mitangeklagten Holger Gerlach und Carsten S. wurden zu drei Jahren Haft verurteilt. Beide hatten im Prozess umfassend ausgesagt, und Carsten S. wurde nach dem Jugendstrafrecht verurteilt.
Als Skandal kann man die zweieinhalbjährige Haftstrafe von André Eminger bezeichnen. Die Bundesanwaltschaft hatte zwölf Jahre gefordert. „Der bekennende Nationalsozialist, die lebende Litfaßsäule voller antisemitischer und rassistischer Tätowierungen, spazierte am Ende des 438. Verhandlungstags als freier Mann aus dem Gerichtssaal. Rechte Gesinnungsgenossen auf der Zuschauertribüne applaudierten und jubelten laut, als der Richter den Haftbefehl aufhob“, schreibt die Gerichtsreporterin Julia Jüttner auf Spiegel-online. Sie sprach von einer Zumutung, vor allem „für die Hinterbliebenen“. Das Gericht sah im Falle Emingers nur die Unterstützung einer terroristischen Vereinigung als erwiesen an. Das Triumphgeschrei seiner Sympathisanten hätten die Richter den Opfern der Angehörigen allerdings ersparen müssen.
Das Bittere am NSU-Prozess ist nicht das milde Urteil für Eminger. In dem über fünf Jahre laufenden Verfahren wurden zentrale Fragen nicht geklärt. Fragen, auf die die Gesellschaft und die Angehörigen der Opfer zu Recht eine Antwort verlangen. Inwieweit waren Verfassungsschützer über den NSU informiert? Haben sie nicht die Verfassung, sondern ihre V-Leute in der rechten Szene geschützt? Warum wurden Akten vernichtet? Warum untersuchte die Polizei nie einen rechtsextremistischen Hintergrund für die Taten? Sie ging von Milieutaten aus und drangsalierte Familienangehörige der Opfer. Dass zwei Rechtsterroristen über sieben Jahre hinweg gezielt morden konnten, ist ein Beispiel für eklatantes Staatsversagen.
Diese Fragen müssen beantwortet werden, doch das war nicht Aufgabe des Gerichts. Das OLG München musste über die Morde an Enver Simsek, Abdurrahim Özüdogru, Süleyman Tasköprü, Habil Kilic, Mehmet Turgut, Ismail Yasar, Theodoros Boulgarides, Mehmet Kubasik, Halit Yozgat und der Polizeibeamtin Michèle Kiesewetter aufklären. Eine schwierige Aufgabe, denn die Mörder Uwe Mundlos und Uwe Böhnhardt sind tot. Es ging nur noch um die Mittäter, und diese haben großteils angemessene Strafen bekommen. In dieser Hinsicht hat das OLG seine Aufgabe erfüllt. Vielleicht kann man dem Gericht vorwerfen, dass es immer von einer dreiköpfigen Terrorgruppe ausgegangen ist. Der Kern des NSU mag die Wohn- und Lebensgemeinschaft von Mundlos, Böhnhardt und Zschäpe gewesen sein, aber die Grenze zwischen Mitglied, Mittäter, Unterstützer und Sympathisant ist fließend. Eine Terrorgruppe ist kein eingetragener Verein.
Man kann letztlich nur hoffen, dass das Kapitel NSU mit dem Urteil nicht abgeschlossen ist. Dass es Folgeprozesse gibt und die Untersuchungsausschüsse in Bundestag und Landtagen Antworten auf die offenen Fragen geben.
Meinung
Randglossen
Die Bundeskammer für Wahlangelegenheiten hat einem Kläger Recht gegeben und dem Kongress angeordnet, eine neue Aufteilung der Deputierten für die einzelnen Provinzen und die Bundeshauptstadt zu verfügen, die somit bei den Wahlen von 2019 gelten soll. Die Verfassung bestimmt die Proportionalität zwischen Wählern und Abgeordneten, und dies ergibt für die Wahlen von 2019 ein anderes Ergebnis als bei denen von 2015 und 2017, die auf dem Zensus von 1980 beruhen. Jetzt soll der Zensus von 2010 als Grundlage genommen werden. Provinzen, deren Bevölkerung in diesen dreißig Jahren gestiegen ist, wie Buenos Aires, erhalten dabei mehr Abgeordnete, und die Bundeshauptstadt, deren Bevölkerung kaum stieg, weniger. Wenn der Schlüssel, also die in der Verfassung vorgesehene Zahl von Stimmen pro Abgeordneten nicht geändert wird, dann gäbe es ab 2019 27 Deputierte mehr. Und dann müsste auch der Sitzungssaal der Kammer erweitert werden. All das kostet viel Geld, ausgerechnet jetzt, wo überall gespart wird. Als erstes sollte somit die Zahl der Wähler pro Abgeordneten erhöht werden, wie es die Verfassung erlaubt, so dass die Gesamtzahl unverändert bleibt.
Irgendwie muss man es Beate Zschäpe anrechnen, dass sie beim NSU-Prozess auf jegliche Nazi-Show verzichtet hat. Sie hatte keine Verteidiger aus der rechtsextremen Szene wie der Mitangeklagte Ralf Wohlleben und keine Fankurve auf den Zuschauerrängen. Sie hat den Brechreiz im Gerichtssaal zumindest ein wenig reduziert. Auf der anderen Seite wäre sie auch ganz schön blöd gewesen, das Gericht als politische Bühne zu benutzen. Durch Teilgeständnisse und ideologische Distanzierung hat Zschäpe die Sicherungsverwahrung vermieden. Sie wird wohl nicht für den Rest ihres Lebens hinter Gittern bleiben. Bei André Eminger hat der Brechreiz keine Grenzen. Er ist der einzige unter den fünf Angeklagten, der den Gerichtssaal von seinen Anhängern bejubelt als freier Mann verlassen konnte. Er galt als engster Vertrauter des NSU-Trios, seine Verteidiger bezeichneten ihn im Plädoyer als „überzeugten Nationalsozialisten“. Offenbar mit Erfolg. Dabei ist schon der tätowierte Körper des gelernten Maurers ein Grund für Sicherungsverwahrung. „DIE JEW DIE“ (Verrecke Jude verrecke) prangt auf seinem Bierbauch - etwas darüber glotzt Horst Wessel. Glücklicherweise kommen nur wenige André E. so nahe, dass das Würgen ein Ende hat. Doch es fällt schwer, zu akzeptieren, dass abgrundtiefe Dummheit kein Straftatbestand ist, denn irgendwie sollte man die Gesellschaft vor solchen Dumpfbacken schützen.
Wirtschaft
Das Austeritätsdekret
Am Mittwoch erschien das Dekret 633/18 im Amtsblatt, das sich auf verschiedene Sparmaßen des Bundesstaates und beiläufig auch auf andere Themen bezieht, die damit zusammenhängen. Zum Teil wurden die jetzt angekündigten Maßnahmen schon angewendet. Dadurch sollen $ 20,41 Mrd. gespart werden. Das stellt zwar nur 10% der $ 200 Mrd. dar, die gekürzt werden müssen, um das Abkommen mit dem IWF zu erfüllen, aber es trägt dazu bei. Im gleichen Dekret fordert die Regierung den Obersten Gerichtshof, das Parlament, die Regierungen der Provinzen und der Stadt Buenos Aires auf, auch die Bestimmungen des Dekretes anzuwenden. Vor allem in den Provinzen, die etwa drei Mal so viel Personen beschäftigen wie 1980, ist eine Einfrierung der freien Stellen unerlässlich.
Es handelt beim neuen Dekret sich um folgendes:
- Die Aufnahme von neuem Personl in den Nationalstaat wird bis zum Abflauf dieser Regierungsperiode verboten, was bedeutet, dass freiwerdende Stellen nicht besetzt werden. Ausgenommen sind die AFIP, die Zuchthausverwaltung, das Spionageamt AFI, die Universitäten und die Streit- und Sicherheitskräfte. Der Nationalstaat beschäfigt heute 208.000 Angestellte mit Beamtenstatus. 2015 waren es ca. 240.000.
- Die Zahlung von Vergütungen, Prämien oder anderen Zusätzen zum Gehalt müssen jetzt von der technischen Kommission für Gehaltspolitik des öffentlichen Bereiches genehmigt werden. Dadurch sollen vertuschte Gehaltserhöhungen abgeschafft werden.
- Nur Minister und Staatssekretäre dürfen in erster Klasse fliegen.
- Die Beträge, die an Beamten für Reisen gezahlt werden, sollen verringert werden. Ggenwärtig werden ca. $ 5 Mrd. jährlich dafür ausgegeben. Jetzt muss dem Modernisierungsministerium über dies berichtet werden.
- Die Abkommen mit Universitäten, durch die Beamte von diesen eingestellt werden (und vom Bundestaat finanziert werden), die dann in der öffentlichen Verwaltung tätig sind, haben ab 1.1.2019 keine Geltung mehr. Es handelt sich um etwa 60 Verträge, die sich auf 5.800 Beamte beziehen. 2015 waren es noch 17.000. Sofern die Beamten, auf die sich dies bezieht, eine notwendige Tätigkeit verrichten, werden sie auf die öffentliche Verwaltung übertragen. Diese Abkommen mit Universitäten haben auch allerlei krumme Geschäfte erlaubt, die jetzt nicht mehr möglich sind. So wurde das Kraftwerk in Rio Turbio über die lokale Universität finanziert, wobei ein Überpreis von $ 265 Mio. entdeckt wurde.
- Der Kauf von Automobile für Beamte wurde zunächst eingestellt. Das Dekret ordnet eine Zählung an. Die Automobile für hohe Beamte kommen den Staat sehr teuer zu stehen, wegen der Chauffeure, der Instandhaltung und den Betreibungskosten, wobei auch Benzin gestohlen wird, was schwer zu kontrollieren ist. Als José Estenssoro YPF rationalisierte, hat er nur ein Automobil für ihn behalten, aber alle anderen verkauft und den Dienst mit privaten Firmen (“Remises”) verpflichtet, was unverhältnismässig billiger war. Ob die Regierung jetzt so weit geht, sei dahingestellt.
- Die dezentralisierten Ämter müssen dem Kabinettschef binnen 60 Tagen Bericht über eine Optimierung ihrer Struktur vorlegen.
- Arbeitsabkommen, bei denen Zulagen von den Sozialllasten ausgenommen werden (was als “no remunerativo” bezeichnet wird), werden verboten. Bei den im Jahr 2017 unterzeichneten Abkommen über Gesamtarbeitsverträge enthielten 41,35% eine Klausel über Ausnahme von Soziallasten. Das ist eigentlich auch ohne dem neuen Dekret illegal. Doch bisher hat die AFIP diese Abkommen zugelassen, sonfern sie nur für ein Jahr gelten, was auch illegal ist.
Wirtschaft
Geierfonds verklagt den Staat und fordert u$s 3 Mrd.
Der US-Investment-Fonds Burford Capital hat Klage vor einem Gericht von New York gegen den argentinischen Staat eingebracht, bei der er einen Betrag von u$s 3 Mrd. fordert. Es handelt sich um einen Konflikt, der bei der Übernahme des Kontrollpaketes von YPF, das Repsol gehörte, durch den Staat, entstand. Gemäss YPF-Statuten musste dabei ein Angebot an alle Aktionäre, zu gleichen Bedingungen, erfolgen. Das wird im Finanzjargon “tender offer” benannt. Das wurde jedoch unterlassen.
Es geht hier um das YPF-Aktienpaket der Petersen-Gruppe (Familie Eskenazi, die Néstor Kirchner nahe stand), das diese mit einem Kredit gekauft hat, der dann mit den YPF-Dividenden amortisiert wurde. Es war ein schmutziges und im Wesen absurdes Geschäft, das im Wesen ein Schmiergeld an die Kirchners darstellte, das der damalige Mehrheitsaktionär, die spanische Repsol, zahlte, um nicht weiter belästigt zu werden. Denn Repsol hatte sonst keinen Grund, um der Familie Eskenazi ein Aktienpaket von 25% des Kapitals zu schenken. Nach der Übernahme der Aktienmehrheit durch den argentinischen Staat wurden keine weiteren Dividenden gezahlt, so dass der Petersen-Konzern die verbleibende Schuld nicht zahlen konnte, die er beim Kauf der Aktien eingegangen war, und dabei in Konkurs geriet.
Beiläufig führte dieses Geschäft dazu, dass YPF absurd hohe Bardividenden ausschüttete, die zu einer Aushöhlung und Verschuldung des Unternehmens führten, aber Repsol erlaubten, auf diese Weise das investierte Kapital zum Teil zurück zu erhalten. Dass so ein Geschäft überhaupt möglich war, zeigt wie sehr die Kirchners die Rechtsordnung und die Intelligenz der Argentiner missachtet haben. Die Regierung von Cristina Kirchner hat sich auch nicht darum gekümmert, bei der Übernahme der Kontrolle von YPF das Problem mit dem Petersen-Konzern juristisch zu bereinigen. Die Kirchners betrachteten sich eben als allmächtig und missachteten die Rechtsordnung allgemein. Und das hat dann zum Prozess geführt, der jetzt in New York besteht und mit zur “schweren Erbschaft” gehört, die die Kirchners der Macri-Regierung übertragen haben.
Der Petersen-Konzern meldete später Konkurs in Spanien, und wurde dabei vom Burford-Fonds übernommen, der daraufhin eine Klage in New York gegen den argentinischen Staat einreichte. Die argentinische Regierung hatte zunächst eingewendet, dass der Prozess in Buenos Aires abgewickelt werden müsse. Das hat die Berufungskammer des südlichen Distriktes von New York (mit zwei gegen eine Stimme) abgelehnt, so dass der Prozess in New York weitergeführt wird, wo die Richterin Loretta Preska zuständig ist, die den Posten des verstorbenen Thomas Griesa übernommen hat, der seinerzeit die Klage der Holdouts gegen den argentinischen Staaten gegen Argentinien entschied.
Der eigentliche Prozess beginnt somit erst jetzt. Angeblich wird der Schatzanwalt (Procurador del Tesoro) jetzt in den Vereinigten Staaten ein Verfahren einleiten, das als “discovery process” benannt wird, bei dem es darum geht, die Ursache der Forderung und die ganze Wahrheit aufzudecken. Das ist auf alle Fälle ein langer Prozess, der auch für den argentinischen Staat mit hohen Anwaltskosten verbunden ist.
Dem formellen Argument, auf das sich die Klage des Burford-Fonds gründet, würde die argentinische Regierung mit den Tatsachen antworten, nämlich, dass das YPF-Aktienpaket des Petersen-Fonds einem Betrugsmanöver entstammt, so dass das Eigentumsrecht keine juristische Grundlage hat, ebenso wie es bei gestohlenen Gütern nicht besteht. Ausserdem kann davon ausgegangen werden, dass Eskenazi Vater und Sohn Strohmänner von Néstor und Cristina Kirchner waren, da sie selber unbekannte und unbedeutende Leute waren, so dass kein Grund für ein so großzügiges Geschenk (von 25% des Aktienkapitals von YPF!) bestand. Die Gegenleistung, nämlich die Zulassung der finanziellen Aushölung von YPF durch Repsol, die sich leicht nachweisen lässt, konnten nur die Kirchners gewährleisten. Cristina Kirchner, ihr Wirtschaftsminister Axel Kicillof und die damaligen Vorstandsmitglieder von YPF müssten als Zeugen vorgeladen werden, um zu erklären, warum sie dieses Geschäft mit den Ezkenazis befürwortet haben. Dabei dürfte es beiläufig auch zu einem weiteren Korruptionsprozess gegen Cristina K. und ihre Bande kommen.
Da die US-Justiz das Prinzip des “common law” der britischen Justiz weitgehend übernommen hat, bei dem die reine Vernunft, der gesunde Menschenverstand und ethische Prinzipien vor dem formellen Recht überwiegen, hat Argentinien gewiss die Aussicht, den Prozess zu gewinnen. Oder es kann auch ein Kompromiss erreicht werden, bei dem nur ein Bruchteil der geforderten Summe gezahlt wird. Denn schießlich hat Burford für das in Konkurs geratene Unternehmen Petersen nur u$s 17 Mio. gezahlt und danach 25% für u$s 106 Mio. auf dem sekundären Markt verkauft, so dass der Fonds auf alle Fälle schon ein gutes Geschäft gemacht hat.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 28,23, gegen $ 28,80 in der Vorwoche. Der Devisenmarkt hat sich letzte Woche beruhigt und verläuft normal. Das Angebot des Schatz- und Finanzministeriums von Schatzscheinen (Letes) in Dollar, die jetzt zu 4% und 4,5% verzinst werden, zieht Dollarinhaber oder potentielle Dollarkäufer an, und entlastet den Devisenmarkt. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 60,54 Mrd., gegen u$s 61,08 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 28.6.19 bei $ 37,55, was einen Jahreszinssatz von 38,34% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Verlust von 1,70%, womit er um 9,43% unter Ende Dezember 2017 zu stehen kam.
***
Die argentinischen Staatsbonds standen in einer Woche zum Mittwoch im Zeichen der Erholung. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2019: +0,20%; Argentina 2021: +0,20%; Argentina 2026: +1,37%: Argentina 2046: +1,74%; Bonar 2024: +0,81%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 24 Karat zu $ 638,14 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 656,81), und bei 24 Karat zu $ 1.052,7 ($ 1.081,50).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 6.7.18 um 30,48%, und das monetáre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 26,84% zu. Wie bekanntgegeben wurde, wird die ZB jetzt kein Inflationsziel aufstellen, sondern nur eines der monetären Expansion. Das ist richtig so, weil sich dies auf den Teil der Inflation bezieht, der von der ZB abhängt.
***
Die gesamten Depositen in Pesos der Banken stiegen in 12 Monaten zum 6.7.18 um 39,75% auf $ 2,39 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos nahmen um 48,58% auf $ 1,63 Bio. zu. Die Dollardardepositen stiegen in der gleichen Periode um 8,69% auf u$s 31,80 Mrd, und die Dollarkredite nahmen um 24,33% auf u$s 16,27 Mrd. zu. Im Pesobereich machen die Kredite 68,20% der Depositen aus, und im Dollarbereich nur 51,16%, obwohl in diesem Fall die Mindestreserven nur 20% betragen, so dass die Kreditsumme 80% ausmachen könnte. Es könnten somit noch interne Dollarkredite für u$s 9,17 Mrd. gewährt werden.
***
Die Regierung hat die Aufnahme des Projektes des Wasserkraftwerkes Chihuidos, in Neuquén, am oberen Lauf des Limay-Flusses, vertagt. Das Projekt war mit der deutschen Voith Hidro verpflichtet worden, und Präsident Macri hatte letztes Jahr mit Bundeskanzlerin Merkel über den Fall gesprochen und die deutsche Mitwirkung begrüßt. Deutsche Banken hatten auch einen Kredit von u$s 1,6 Mrd. zugestanden, der mit der Hermes-Garantie zählte. Weitere u$s 400 Mio., die Lieferungen von in Italien gefertigten Teilen finanzieren, sollten mit einer italienischen Staatsgarantie zählen. Der argentinische Staat sollte nur 15% zur Finanzierung beitragen. Die Kosten von Chihuidos wurden auf u$s 2,2 Mrd. veranschlagt, und die Leistung liegt bei 700 MW. Chihuidos ist wirtschaftlich eines der besten Projekte für Wasserkraftwerke, gemessen an den Investitionskosten per KW und den Kosten por KwSt. Ausserdem ist es umweltfreundlich. Unter den Kirchners war das Projekt schon an ein russisches Unternehmen zugeteilt worden, das auch die Finanzierung beitrug. Da die Macri-Regierung jedoch keine Entscheidung traf, zog sich die russische Firma schließlich zurück. Es wäre wirklich schade, wenn das Wasserkraftwerk, einschließlich Staudamm, jetzt nicht in Angriff genommen würde, nachdem ein so günstiges deutsches Angebot vorliegt. Eventuell besteht noch die Möglichkeit, das Projekt innerhalb des neuen Systems PPP der öffentlich-privaten Zusammenarbeit durchzuführen.
***
Das Schatz- und Finanzministerium hat am Mittwoch Bonds und Schatzscheine für u$s 2,51 Mrd. auf dem lokalen Markt über Ausschreibungen der Banco Nación untergebracht. Es handelt sich einmal um Boden 2020, die auf Pesos lauten und zu 2,35% monatlich verzinst werden. Hinzu kommen dann Schatzscheine (Letes) in Dollar, auf 210 Tage zu 4% jährlich und auf 378 Tage zu 4,50%. Letzte Woche verfielen Staatspapiere für u$s 1,2 Mrd. Die Offerten erreichten am Mittwoch u$s7,97 Mrd.
***
Der Construya-Index, den die Hauptfabrikanten von Baumaterialien (Zement, Rundeisen, Ziegelsteine, Fließen, Fußböden, Türen und Fenster, Farben u.a.) auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, verzeichnet im Juni 2018 einen interannuellen Rückgang von 5,4%. Dennoch liegt das erste Halbjahr 2018 um 7,8% über dem Vorjahr.
***
Die Auslastung der Kapazität der Industrie lag im Mai bei 65,1%, 0,7% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat das INDEC ermittelt. Besonders stark war der Rückgang bei der Metallmechanik, wo die Auslastung der Kapazität bei 55% lag.
***
Die Ernte von Sojabohne ist mit 36 Mio. Tonnen beendet worden, 37,4% unter dem Vorjahr und 18 Mio. Tonnen unter den 54 Mio. Tonnen, die zunächst erwartet worden waren. Die Kette der Sojabohne hat dieses Jahr somit u$s 4,2 Mrd. eingebüßt und nur u$s 12 Mrd. zur Wertschöpfung der Wirtschaft beigetragen. Dieses Jahr gingen 1,2 Mio. Hektar gesäte Fläche verloren, und die Erträge lagen bei durchschnittlich 21,4 Zentner pro Hektar, 8,2 Zentner unter dem Durchschnitt der vorangehenden fünf Ernten. Außer der Dürre (die schlimmste in über 50 Jahren) hat der Sturm vom April, als die Ernte sich schon in Gang befand, zusätzlichen Schaden angerichtet. Hinzu kommt jetzt, dass der Preis für Sojabohne an der Börse von Chicago auf u$s 307 je Tonnen gefallen ist, als Folge des Zollsatzes von 25%, den China auf US-Sojabohne eingeführt hat. Das ist der niedrigste Preis in 9 Jahren. Die Notierung in Chicago erreichte 2013 bis zu u$s 600 und 2014 zeitweilig über u$s 550, und hielt sich danach mit großen Schwankungen um die u$s 350. Da der erhöhte chinesische Zollsatz nicht für Argentinien gilt, kann für Sojabohne aus Argentinien ein höherer Preis als für die nordamerikanische erreicht werden.
***
Die Consulting-Firma IES (Investigaciones Económicas Sectoriales) rechnet für die Periode 1018/19 mit einer Rekordernte von Getreide und Ölsaaten von 136,8 Mio. Tonnen, gegen 109,8 Mio. Tonnen für 2017/18.
***
Eine Umfrage der Consulting-Firma Manpower hat ergeben, dass 52% der Unternehmen Probleme bei der Besetzung freier Arbeitsplätze haben, weil die Anwärter nicht für die gebotene Arbeit qualifizieren. Weltweit liege diese Rate bei 45%. Zum Teil besteht das Problem in mangelhafter Schulausbildung, und zum anderen Teil darin, dass die Kenntnisse auf dem Gebiet der Computertechnologie, die immer mehr gefordert werden, bei den meisten Anwärtern unzureichend oder überhaupt nicht vorhanden sind.
***
Die Mieten stiegen in der Stadt Buenos Aires im 1. Halbjahr 2018 um 17%, ergibt eine Studie von Mercado Libre Inmuebles, die sich mit Internet-Handel befasst. In einigen Bezirken lagen die Zunahmen weit über dem Durchschnitt, an erster Stelle Retiro, Barracas und Villa Luro, mit Zunahmen von 51%, 39% und 29%.
***
Die argentinische Berufungskammer hat eine Klage der Regierung von Ecuador gegen die US-Firma Chevron zurückgewiesen, die sich auf eine Forderung in Höhe von u$s 9,5 Mrd. wegen angeblicher Umweltschäden in der Amazonia-Gegend bezieht, wo eine Tochtergesellschaft von Chevron vor vielen Jahren tätig war. Das Hauptargument war, dass Chevron nicht in Argentinien ansässig sei. Die lokale Tochtergesellschaft trägt keine Verantwortung für die Muttergesellschaft in den USA. Außerdem war die Klage schon in den Vereinigten Staaten u.a. Ländern abgelehnt worden, weil der Tatbestand, nämlich die von der Firma verschuldete Umweltverschmutzung, nicht besteht. Die Klage in Argentinien war noch von Präsident Rafael Correa eingereicht worden, der hoffte, dank seiner guten (ideologischen) Beziehung zu Cristina Kirchner, die Zustimmung der argentinischen Justiz zu erhalten.
***
Die Consulting-Firma abeceb (vom gegenwärtigen Produktionsminister Dante Sica) hat ermittelt, dass Argentinien Silber für u$s 900 Mio. jährlich exportieren könnte. Drei große Bergbauprojekte (in Santa Cruz, Chubut und Jujuy) befinden sich auf diesem Gebiet in Gang. Obwohl Silber als Edelmetall betrachtet wird, das für Schmuck u.dgl. verwendet wird, wird 60% für industrielle Zwecke eingesetzt, u.a. bei der Erzeugung von elektrischem Strom mit fotovoltaischen und Windanlagen. Argentinien verfügt gemäß Angaben des Bergbausekretariates über 2,5% der Weltvorräte an Silber. All dies wurde unlängst bei einer Konferenz hervorgehoben, die die Firma Pan American Silver und die Industriekammer von Puerto Madryn organisiert haben.
***
Am Samstag der Vorwoche hat YPF den Preis von Benzin und Dieselöl um weitere 1% erhöht. Als Begründung wurde die Erhöhung des Preises von Ethanol und Biodieselöl angegeben, die die Regierung zugelassen hat. Diese Brennstoffe, die im ersten Fall mit Mais und Zuckerrohr und im zweiten mit Sojabohne erzeugt werden, werden dem Benzin und dem Dieselöl zwangsweise beigefügt.
***
Das Institut IARAF (“Instituto argentino de análsis fiscal”), geleitet von Nadin Argañaraz, das sich mit dem Studium des Steuersystems vom wirtschaftlichen Standpunkt befasst, hat ermittelt, dass die gesamte Steuerlast (Bundesstaat, Provinzen und Gemeinden), die auch Zölle, Soziallasten und Gebühren einschließt, von 34,8% im Jahr 2015 auf 32,7% des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2016 und 33,8% im Jahr 2017 abgenommen hat. Zwischen Ende der 90er Jahre und 2015 stieg die Steuerbelastung im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt um 60% und erreichte einen historischen Rekord.
***
Die AFIP hat ein neues System für die Aufhebung von Vermögensbeschlagnahmen (“embargos”) in Gang gesetzt, das erlaubt, einen Teil der Schuld mit dem von der Justiz einbehaltenen Betrag zu zahlen, statt dafür zusätzliche Mittel einsetzen zu müssen. Dadurch wurden schon 675 Einzelfälle für insgesamt $ 78 Mio. gelöst. Besonders in Krisenzeiten ist es wichtig, praktische Lösungen für Unternehmen zu schaffen, die sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden.
***
Die Gewerkschaft der privaten Chauffeure, die ca. 10.000 Personen umfasst, die für Privatpersonen, Unternehmen und besonders Agenturen (“remises”) tätig sind, haben eine Lohnerhöhung von 26% erhalten, die in drei Stufen gezahlt wird. Ein Fahrer verdient nun $ 26.000 im Monat, gegen vorher $ 20.638.
***
Die Regierung der Stadt Buenos Aires hat Maßnahmen getroffen, um Wohnungsmieten zu erleichtern. Einmal wird die Beglaubigung der Unterschriften, die $ 1.500 kostet, unentgeltlich sein. Und dann soll die Möglichkeit geschaffen werden, den Vorschuss und die Hinterlegung der Garantiesumme in 24 monatlichen Raten zu zahlen, wobei eine Bankgarantie (Banco Ciudad?) gewährt wird. Die Ausführungsbestimmungen sollen noch in diesem Jahr fertig sein.
***
Die Zuckerfabrik San Isidro, in der Provinz Salta, wurde von ihrem peruanischen Besitzer, dem Gloria-Konzern, an den Konzern Los Balcanes, von Tucumán, verkauft. Somit wird die Schließung jetzt nicht stattfinden, und die Arbeitsplätze für die 700 Arbeiter werden zum größten Teil erhalten. Los Balcanes wird vom Unternehmer Jorge Rocchia Ferro kontrolliert, der mehrere Zuckerfabriken in Tucumán betreibt. Die Firma San Isidro zählt mit der Zuckerfabrik mit einer Kapazität von 370 Tonnen Zucker pro Tag, einer Alkoholanlage für 60.000 Liter pro Tag, und über 11.000 ha Land, von denen 3.500 ha mit Zuckerrohr bepflanzt sind.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Venezuela erreichte die Inflationsrate in 12 Monaten zum Juni 2018 46.305%, hat die von der Opposition kontrollierte nationale Versammlung ermittelt. Die ZB gibt seit drei Jahren keine Inflationszahlen bekannt. Allein im Mai betrug die allgemeine Preiszunahme 110,1%, und im Juni 183%. Der Zahlungsverkehr ist weitgehend auf den Dollar übergegangen. Doch Löhne und Gehälter werden allgemein in der lokalen Währung, der Bolivar, bezahlt, was bedeutet, dass die Betroffenen real einen Bruchteil erhalten.
***
Der Windkraftanlagenbauer Nordex hat im zweiten Quartal seinen bisher größten Einzelauftrag erhalten: es soll den brasilianischen Windpark „Lagoa dos Ventos“ im nördlichen Bundesstaat Piaui mit einer Gesamtkapazität von 595 Megawatt Leistung errichten. Die Türme werden in einem brasilianischen Werk gefertigt, wie Nordex am Dienstag in Hamburg weiter mitteilte. Kunde sei der italienische Energieversorger Enel Green Power. Der Bau soll im Oktober 2019 beginnen. Nordex soll die Anlagen darüber hinaus auch für mindestens zwei Jahre warten. Analysten rechnen je Megawatt Leistung bei Windkraftanlagen an Land mit gut E 800 000 Auftragsvolumen. Demnach würde sich das Ordervolumen auf knapp E 500 Mio. belaufen. Die Nordex-Gruppe erzielte 2017 einen Umsatz von knapp E 3,1 Mrd. Die Hamburger sind nur mit Windkraftanlagen an Land („onshore“) am Markt vertreten. Das Unternehmen beschäftigt rund 5000 Mitarbeiter in Werken in Deutschland, Spanien, Brasilien, den USA und in Indien. (dpa)
***
Die Industrieverbände in Deutschland und Brasilien fordern von der Politik mehr Tempo bei den Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und Südamerika. Eine bessere Zusammenarbeit sei auch angesichts der derzeitigen „Turbulenzen“ im Welthandel wichtig, heißt es in einem gemeinsamen Appell des Bundesverbands der Deutschen Industrie, des brasilianischen Industrieverbands CNI sowie des Lateinamerika-Ausschusses der deutschen Wirtschaft. Die Verbände verweisen mit Blick auf die USA darauf, dass derzeitige Entwicklungen das gesamte System der Welthandelsorganisation (WTO) gefährdeten. Um so wichtiger sei das Abkommen zwischen der EU und dem südamerikanischen Mercosur-Bund. In dem Schreiben der Industrieverbände werden beide Seiten aufgefordert, bei den „wenigen noch umstrittenen Fragen“ Kompromisse einzugehen, wie bei Übergangsregelungen für die Abschaffung von Zöllen auf bestimmte Industriegüter aus der EU oder Einfuhrzöllen für landwirtschaftliche Erzeugnisse aus dem Mercosur-Raum. (dpa)
***
Chile erhielt in den ersten 4 Monaten 2018 direkte Auslandsinvestitionen für u$s 8,47 Mrd., was sich mit u$s 6,42 Mrd. im ganzen Jahr 2017 vergleicht. InvestChile, die für Auslandsinvestitionen zuständige Abteilung des Wirtschaftsministeriums, wies darauf hin, dass der diesjährige Betrag für 4 Monate um 655% über der gleichen Vorjahresperiode liegt. Weitere 200 Projekte werden noch geprüft, die eine Gesamtinvestition von u$s 68 Mrd. für die Periode 2018/21 darstellen.
***
Geschäftsnachrichten
Mattievich Rindfleischkonzern
In Anwesenheit von Präsident Mauricio Macri hat diese Firma einen seit 7 Jahren geschlossenen Schlachthof in Carcarañá wieder in Betrieb genommen. Hier sollen zunächst bis zu 300 Rinder täglich geschlachtet werden, wobei die Kapazität bei 600 liegt. Die Firma verfügt über weitere fünf Schlachthöfe. Geschäftsführer Jorge Torelli erklärte, zunächst werde mit dem zusätzlichen Schlachthof der Binnenmarkt versorgt, und dann kämen Exporte nach Russland, Hongkong, und schließlich auch nach der Europäischen Union hinzu.
Naturgy (ex Gas Natural Fenosa)
Dieses unlängst umgetaufte Gasverteilungsunternehmen hat am Donnerstag der Vorwoche in Anwesenheit von Energieminister Javier Iguacel und des Präsidenten des Kontrollamtes Enargas, Mauricio Roitman, ein neues Verteilungsnetz im Vorort José C. Paz eingeweiht, das 900 Haushalte mit Gas versorgt. Es handelt sich um den ersten Teil eines Programms, das 12.000 Familien mit Leitungsgas beliefern soll.
Compañía General de Combustibles
Dieses Unternehmen des Eurnekian-Konzerns (der die Flughäfen betreibt), das früher das Flaggschiff der Soldati-Familie war, hat in den letzten 18 Monaten die Gasförderung im Gebiet von Vaca Muerta verdoppelt, teilte Hugo Eurnekian mit. Das Unternehmen trägt mit 50 Bohrungen 4% der landesweiten Gasförderung bei. Auf diesem Gebiet hat die Firma ein Investitionsprogramm von ca. einer Milliarde Dollar binnen 7 Jahren in Gang gesetzt.
Genneia
Dieses Stromunternehmen, das der Familie Brito und Darío Lozano gehört, hat einen Kredit der deutschen Förderungsbanken KfW und DEG von u$s 142 Mio. erhalten, der mit der Hermes-Versicherung zählt, und die Lieferung von 26 Windstromanlagen der Firma Nordex finanziert, die für den Windstrompark Pomona, in Rio Negro, bestimmt sind, der eine Kapazität von 100 MW haben soll. Der Kredit ist nur mit dem Projekt gesichert. Die Firma Genneia trägt keine weitere Verantwortung dafür.
BAPRO
Die Bank der Provinz Buenos Aires hat beschlossen, die Rückgabe von 50% bei bestimmten Käufen an bestimmten Tagen bei den Supermärkten von Carrefour und Cencosud (Jumbo. Disco und VEA) in der Bundeshauptstadt und der Provinz Buenos Aires wieder einzuführen. Es handelt sich um Obst und Gemüse, bestimmte Rindfleischschnitte, Schweinefleisch, alkoholfreie Getränke, Reinigungsprodukte und alle Produkte mit “gepflegten Preisen”. Die Rückgabe erfolgt bis zu $ 1.500 pro Kunde. Bei Zahlkarten erfolgt die Rückgabe binnen 10 Arbeitstagen, und bei Kreditkarten (mit nur einer Quote) bei der Ausstellung des ersten Ausweises. Das System gilt zunächst am Mittwoch, dem 18. Juli, und dann jeweils am dritten und vierten Mittwoch jedes Monats. Die Bank trägt 30 Prozentpunkte der Rückgabe und der Supermarkt die anderen 20 Punkte.
Pampa Energía
Diese Firma, kontrolliert von Marcelo Mindlin, hat eine Ausschreibung für eine Konzession zur Ausbeutung vom nicht konventionellen Gaslager in Vaca Muerta, Provinz Neuquén, gewonnen, und sich dabei zu einer Investition von u$s 520 Mio. in den ersten 5 Jahren verpflichtet. Pampa Energía wird mit einer Beteiligung von 45,6% am Projekt auch der Betreiber sein. Mobil Argentina beteiligt sich mit 51% und Total Austral mit 3,4%. Es handelt sich um die 28. Konzession de Provinz Neuquén für Vaca Muerta. Die Konzessionsdauer beträgt 35 Jahre.
Wirtschaftsübersicht
Staatsverwaltung und Wirtschaftspolitik
Die Regierung von Mauricio Macri hat sich besonders um die Staatsverwaltung gekümmert, die unter den Kirchner-Regierungen völlig aus den Fugen geraten war, aber auch schon vorher große Mängel aufwies. Zunächst wurde die gigantische Korruption ausgemerzt, die sich überall eingenistet hatte. Wenn im Staat an oberster Stelle offen und unverschämt gestohlen wird, wie es unter Néstor und Cristina Kirchner der Fall war, dann wird dieses Vorbild von unteren Beamten als Regel verstanden. Beim Straßenbau hat der bisherige Verwalter und jetzt Energieminister, Javier Iguacel, Überpreise von 30% bis 50% festgestellt, die dann abgeschafft wurden. Doch auch bei anderen Ämtern ging es ähnlich zu.
Doch das ist nicht das einzige Problem, mit dem die Macri-Regierung konfrontiert wurde. Die starke Aufblähung der öffentlichen Verwaltung, mit der Ernennung von über einer Million zusätzlicher Beamter auf landesweiter Ebene (Bundesstaat, Provinzen, Gemeinden, Staatsunternehmen und autonome Ämter), von denen fast alle unnötig waren und auch nicht dort eingesetzt wurden, wo sie notwendig gewesen wären (Polizei, Krankenhäuser u.a. Stellen) hat nicht nur die Staatsausgaben aufgebläht, mit zusätzlichen Ausgaben von einer Größenordnung von umgerechnet u$s 10 Mrd. jährlich, sondern die Arbeit der Karrierebeamten gestört. Und außerdem hat dies bei diesen für Unmut gesorgt, weil viele dieser neuernannten Staatsangestellten hohe Gehälter erhielten und Chefpositionen einnahmen, was den Aufstieg der bestehenden Beamten verhindert hat. Der Abbau dieser überflüssigen Beamten schreitet langsam voran, u.a. weil die meisten von ihnen Beamtenstatus haben und somit nicht ohne konkreten Grund (nachgewiesene Beteiligung an Korruptionsmanövern, notorische Nichterfüllung seiner Arbeit, u. dgl.) entlassen werden können. Bei denjenigen, die vertraglich für eine bestimmte Frist angestellt wurden, erfolgte die Entlassung in den meisten Fällen lautlos bei Ablauf des Vertrages. In letzter Zeit gab es viele Entlassungen in einzelnen Stellen, so im staatlichen Nachrichtendienst Telam, im Industrieinstitut INTI, im Kinoinstitut INCAA, im Kohlenbergwerk Río Turbio, usw. Dabei gab es jedes Mal Protest auf den Straßen.
Doch die Macri-Regierung ist einen Schritt weiter gegangen, und hat sich besonders um die Änderung der Amtsverfahren gekümmert, so dass viele einfacher wurden und weniger dauerten. Dass diese Regierung einen besonderen Beamten für dies eingesetzt hat, in der Person von Modernisierungsminister Andrés Ibarra, hat auch zu diesem Fortschritt beigetragen, der besonders in der systematischen Einführung der Computertechnologie besteht. Der Staat war hier stark zurückgeblieben, und hat bei weitem noch nicht den Stand erreicht, den die moderne Technologie auf diesem Gebiet erlaubt. Am meisten fortgeschritten auf diesem Gebiet ist die AFIP. Das Problem, das sich hier ergibt, besteht darin, dass die älteren Beamten auf diesem Gebiet nicht geschult sind und somit das System nicht verstehen und es auch nicht anwenden. Der Generationenwandel erfordert seine Zeit.
Die Justiz ist auf diesem Gebiet zurückgeblieben, und in anderen Ämtern wird der Computer eigentlich mehr als Schreibmaschine mit Gedächtnis eingesetzt, statt als Teil eines Systems, das die Arbeit vereinfacht, qualitativ verbessert und beschleunigt, und dabei auch menschliche Arbeit spart. So wären bei einem integralen Informatiksystem in der Justiz, die vielen Angestellten in den Gerichten überflüssig, die sich damit befassen, die Akten zu ordnen und abzustellen, und sie den Anwälten zur Verfügung zu stellen.
Allein, die Regierung befasst sich auch mit der Wirtschaftspolitik, und das ist ein anderes Gebiet, das nur insofern mit der Staatsverwaltung zu tun hat, als Entscheidungen und Maßnahmen oben getroffen, aber von unteren Beamten vollzogen werden. Auf diesem Gebiet fehlen der Regierung bestimmte klare Grundkonzepte. Halten wir fest:
- Das Konzept des wirtschaftlichen Gleichgewichtes fehlt. Konkret geht es in Argentinien um Folgendes: das Land braucht für sein wirtschaftliches Gleichgewicht einen hohen realen Wechselkurs, was mit der Notwendigkeit höherer Exporte von Sachgütern und Dienstleistungen, Konkurrenzfähigkeit der lokalen Industrie gegenüber Importprodukten, und auch mit der Hemmung der Kapitalflucht zusammenhängt. Doch ein real hoher Wechselkurs führt zu einer Einkommensverteilung zu Gunsten der Landwirte u.a. Bereiche, und zum Schaden der Arbeitnehmer der Industrie u.a. Tätigkeiten. Die Erhaltung des real hohen Wechselkurses, wie er nach der jüngsten Abwertungswelle besteht, ist mit der These der Erhaltung des Reallohnes unvereinbar. Um das Problem zu mildern, ist es unerlässlich, dass Exportzölle bestehen, die einen (geringen) Teil der hohen natürlichen Produktivität der Pampa-Landwirtschaft abschöpfen. Indessen äußert sich Macri immer wieder gegen Exportzölle, und seine Minister befürworten zudem direkt oder unterschwellig die Reallohnthese der Gewerkschaften. Gewiss muss der Reallohn bei einer wachsenden Wirtschaft auch zunehmen, aber eben stets produktivitätsgebunden und differenziert. Und das wird auch nicht begriffen.
- Grundsätzlich wird das Konzept der Marktwirtschaft von der Macri-Regierung zu weit gefasst, auch weil es in Gegensatz zum Populismus und auch zum Kommunismus gestellt wird. Die Marktwirtschaft in ihrer reinen Form, die als extremer Liberalismus bezeichnet wird, ist in der heutigen Welt nicht mehr üblich. Es besteht überall ein Bereich der verwalteten Wirtschaft, mit viel staatlicher Intervention. In Argentinien muss dies besonders bei der Importpolitik berücksichtigt werden, um das hohe Defizit der Handelsbilanz auszumerzen, ohne dass dies auf dem Weg eines überhöhten Wechselkurses und einer starken Rezession geschieht. Erinnern wir daran, dass zur Zeit, als in Deutschland Wirtschaftsminister Ludwig Erhard die soziale Marktwirtschaft predigte, gleichzeitig eine landwirtschaftliche Ordnung eingeführt wurde, die gewiss nichts mit Marktwirtschaft zu tun hatte.
- Die Inflation muss richtig begriffen werden, und das ist in Argentinien nicht einfach. Dass die Inflationsrate gesenkt werden muss, ist selbstverständlich, und dass man erst bei einer einstelligen Jahresinflation, für die noch viel fehlt, von einer gewissen Normalität sprechen kann, ist ebenfalls richtig. Doch darüber hinaus muss man begreifen, dass die Inflation auf der einen Seite eine monetäres Phänomen ist, und auf der anderen Seite ein Kostenproblem, das mit dem Wechselkurs, der Lohnentwicklung, und auch mit den Tarifen öffentlicher Dienste und anderen Preisen, wie die von Benzin und Dieselöl, zusammenhängt. Wenn man die Stabilisierung nur durch eine harte monetäre Politik, also minimale Zunahme der monetären Basis, erreichen will, dann gerät die Wirtschaft in eine tiefe Rezession, die sinnlos erscheint und keine Regierung durchhält. Wenn es der Regierung somit jetzt gelingt, das Defizit der Staatsfinanzen abzuschaffen, das die Hauptursache der Geldschöpfung ist, aber die anderen Inflationsfaktoren beibehalten werden, dann kommt es zu einer Stabilisierung mit Rezession, was dazu führt, dass es gelegentlich, mit dieser oder einer anderen Regierung, wieder zu einem Defizit kommt, um die Wirtschaft anzukurbeln, wie es der britische Ökonom John Maynard Keynes seinerzeit in der Krise der 30er Jahre des vorigen Jahrhunderts empfahl. Als Minister Domingo Cavallo unter Menem stabilisierte, erreichte er dies durch einen festen Wechselkurs, durch eine harte Arbeitspolitik, und auch durch Deregulierungen und allgemeine Privatisierungen, die hohe Auslandsinvestitionen und einen phänomenalen Effizienzfortschritt herbeiführten. Aber gleichzeitig setzte eine starke monetäre Expansion ein, die eben durch ein ausgeprägtes Wachstum (Zunahmen von je 9% des BIP in den Jahren 1991 und 1992) aufgesogen wurde. Ebenfalls nahm wegen der Stabilisierung die Haltung von Bargeld und Geld auf Bankkonten zu, was einen großen Teil der Geldschöpfung sterilisierte. Das ist das monetäre Paradoxon der Stabilisierung. Der Macri-Regierung fehlt eine globales Stabilisierungskonzept, und an erster Stelle ein Konzept der Lohnpolitik. Die freie Lohnverhandlung zwischen Gewerkschaften und Unternehmervertretern, wie sie jetzt besteht, ist immanent inflationär. Der schüchterne Versuch, die Lohnzulage dieses Jahr auf 15% zu beschränken, wurde sogleich aufgegeben. Und das Inflationsziel von ebenfalls 15% auch. Es bedarf eben einer tiefgreifenden Reform.
- Argentinien ist das einzige Land auf der Welt mit einer faktischen Doppelwährung, der Peso und der Dollar. Das ist einfach so, und wir haben an dieser Stelle mehrmals eingehend erklärt, warum. Von den drei Funktionen der Währung, nämlich Zahlungsmittel, Wertmesser und Sparmittel zu sein, hat der Peso nur die erste behalten, während die anderen zwei auf den Dollar verlagert wurden, der in der ersten auch mit dem Peso konkurriert. Immobiliengeschäfte und allerlei andere Transaktionen werden direkt in Dollar vollzogen. Doch all dies wird von der Regierung nur halbherzig anerkannt, und das wirkt störend. In einem Land, in dem weitgehend in Dollar gespart wird, muss auch das Kreditsystem weitgehend auf Dollar lauten. Sonst fliessen die gesparten Dollar ins Ausland oder sie werden irgendwo in bar aufgehoben, und der entsprechende Kredit fällt aus. Dies erklärt, warum der gesamte Kredit des Bankensystems mit etwa 15% des BIP so anormal niedrig ist, was einen Störungsfaktor erster Ordnung darstellt und das Wachstum behindert. Mit Dollarkrediten könnte der Koeffizient bald verdoppelt werden. Die Überwindung dieses Zustandes erfordert die volle Legalisierung der Zahlungen in Dollar, auch mit Kontokorrentkonten und Schecks (auch vordatierten) in Dollar. Ebenfalls müssen die bestehenden Beschränkungen für Dollarkredite aufgehoben werden. Man muss es den Banken überlassen, die Vergebung eines Dollarkredites zu beurteilen, der für Arbeitskapital oder Investitionen eingesetzt wird.
Ohne ein klares Konzept auf den vier genannten Bereichen läuft die Wirtschaftspolitik Gefahr, erneut zu scheitern und in einer Dauerkrise zu enden. Es genügt eben bei weitem nicht, den Staat besser zu verwalten und zahlreiche Erfolge auf diesem Gebiet aufzuweisen. Es geht um Wirtschaftspolitik im tieferen Sinn des Wortes.
Wirtschaftsübersicht
Die Aufteilung der Staatseinnahmen und –ausgaben
Gouverneure verschiedener Provinzen, an erster Stelle Juan Schiaretti von Córdoba, haben bei der Nationalregierung beantragt, dass die Subventionen für die Versorgung mit Strom, Gas und Wasser im Raum von Groß-Buenos Aires (Bundeshauptstadt und 24 Bezirke der Umgebung) von der Stadt und der Provinz Buenos Aires getragen werden, statt vom Bundesstaat, so dass dieser dann die Zuwendungen an die Provinzen nicht, oder auf alle weniger als vorgesehen, kürzt. Beiläufig wird dann auch der Fall des Personentransports (Omnibusse und Vororteisenbahnen) in Groß-Buenos Aires erwähnt, wo die Subventionen besonders hoch sind, und auch nach den unlängst verfügten Erhöhungen hoch verbleiben. Die U-Bahn wurde schon, unter Mauricio Macri als Chef der Stadtregierung, auf die Stadt übertragen, die dabei auch die Benutzer subventioniert, die in der Provinz wohnen, aber die U-Bahn der Stadt verwenden.
Bei Strom und Gas besteht im Prinzip Zustimmung der Betroffenen. Aber beim Wasser sträubt sich an erster Stelle Gouverneurin María Eugenia Vidal mit Händen und Füssen. Denn es geht hier um eine Subvention von $ 15 Mrd. jährlich, die für Investitionen in Netzen von fließendem Wasser und Abwassersystem in armen Bezirken von Groß-Buenos Aires, die die Provinz tragen müsste. Das Argument gegen die Übertragung besteht darin, dass die Umgebung von Buenos Aires eine große Zahl von Menschen aufgenommen hat, die aus anderen Provinzen (und auch aus Paraguay, Bolivien u.a. südamerikanischen Ländern ) kommen, wobei die Kosten, die diese Migration verursacht, vom Nationalstaat getragen werden sollten.
Doch das Grundproblem besteht im Aufteilungsschlüssel der nationalen Steuereinnahmen, einmal unter dem Bundesstaat und den Provinzen, und dann unter diesen. Sowohl die Stadt wie die Provinz Buenos Aires erhalten viel weniger, als es gemäß ihrer Bevölkerung sein müsste, und noch weniger, wenn man sich auf das Bruttoinlandsprodukt bezieht. Der Provinzstaat erhält einen Anteil, der etwa der Hälfte des Anteils an der Bevölkerung des Landes entspricht, und noch weniger bezogen auf das BIP. Und bei der Bundeshauptstadt ist es noch schlimmer. Bei der Bundeshauptstadt war es bis vor einigen Jahren so, dass die Ausgaben für Polizei und Justiz vom Nationalstaat getragen wurden, während sie in den Provinzen auf diese entfallen. Das war ein Ausgleich für die geringe Beteiligung. Doch das hat sich jetzt weitgehend geändert.
Das Problem der Finanzierung der Defizite und der Investitionen öffentlicher Dienste steht in engem Zusammenhang mit der Aufteilung des Erlöses der nationalen Steuern und den Zuwendungen, die die Provinzen außerdem vom Bundesstaat erhalten. Die Aufteilung der nationalen Steuern erfolgt nach einem Schlüssel, der 1987 (Regierung von Raúl Alfonsín) vom Parlament festgesetzt wurde. Danach gab es dann zwei Änderungen: einmal wurde 1991 ein Sonderfonds für die Provinz Buenos Aires geschaffen, der jedoch ein fester Betrag war, der sich mit der Inflation ab 2002 entwertete. Erst Macri hat der Provinz Buenos Aires einen Ausgleich für diesen Verlust gegeben. Und dann wurde unter Menem ein Teil der Einnahmen für das Pensionssystem abgezweigt,
Die Verfassungsreform von 1994 sieht vor, dass der Kongress binnen zwei Jahren eine neue Aufteilung der Bundessteuern bestimmen muss. Die Senatoren, die sich mit dem Thema befassten, gaben bald auf, weil sie bemerkten, dass es unmöglich war, eine Einigung zu erreichen. Auf alle Fälle wäre diese nur auf Kosten des Anteils des Bundesstaates erreicht worden, und das hat Präsident Carlos Menem begreiflicherweise nicht zugelassen. Somit ist die Initiative versandet.
Die Regierung hat jetzt beschlossen, das Thema der Aufteilung der nationalen Steuern wieder aufzunehmen. Vor Ende 2018 soll ein entsprechendes Projekt im Parlament eingebracht wurden. Obwohl schon seit Beginn der Macri-Regierung an einem Projekt gearbeitet wird, hat Innenminister Rogelio Frigerio jetzt die Arbeit beschleunigt. Die neue Aufteilung soll nicht auf einmal eingeführt werden, sondern in einem Zeitraum von 4 bis 5 Jahren. Angeblich soll die Provinz Buenos Aires dabei mehr erhalten, ebenso wie die Provinzen Mendoza, Salta und Chubut. Verlieren sollten dabei Santa Fé, Córdoba und Entre Ríos. Man kann jedoch annehmen, dass diese Provinzen kaum damit einverstanden sind, und somit nicht zustimmen werden. Da im Senat die kleinen Provinzen die Mehrheit der Senatoren stellen, können sie eine Aufteilung durchsetzen, die sie begünstigt. Die Provinz und die Stadt Buenos Aires haben im Senat die gleiche Vertretung wie kleine Provinzen.
Das Problem sollte mit einer besonderen Strategie angegangen werden. Einmal sollte in einem Gesetz der Anteil des Bundesstaates und des Pensionssystems bestimmt werden. Und dann erst sollte die Aufteilung unter den Provinzen mit einem neuen Gesetz erfolgen, das jedoch das erste nicht ändern kann. Dabei sollte man von der Bevölkerung ausgehen, und dann einen Betrag abzweigen, der jährlich mit dem Haushaltsgesetz verteilt wird, zum Teil bei Berücksichtigung sozialer Probleme und zum Teil für Investitionen in Infrastruktur. Doch auch ein Vorschlag in diesem Sinn wäre konfliktreich. Die bestehende Aufteilung, bei der allerlei soziale u.a. Umstände berücksichtigt werden, ist im Grunde sehr willkürlich und irrational.
Der Fall ist jetzt noch komplizierter geworden, einmal weil auch das Problem der Subventionen für öffentliche Dienste hinzukommt, die Groß-Buenos Aires betreffen und bisher vom Bundesstaat gezahlt werden, und dann, weil auch die Zuwendungen des Nationalstaates an die Provinzen, vornehmlich für die Finanzierung von öffentlichen Investitionen, gekürzt werden sollen. Und schließlich stehen auch noch zwei Themen zur Diskussion: die Beiträge des Bundesstaates für die Deckung der Defizite der Pensionskassen (für Provinzbeamte) der 13 Provinzen, die sie in den 90er Jahren nicht an den Bundesstaat übertragen haben, und die mit den Provinzen verpflichtete Senkung, bzw. Abschaffung in mehreren Fällen, der Bruttoumsatzsteuer, die störend auf die wirtschaftliche Tätigkeit wirkt, wie keine andere Steuer. Aber diese Steuer stellt eben von allen provinziellen Steuern den weitaus größten Beitrag zu den Provinzfinanzen.
Man kann den Fall auch anders sehen: vielleicht bietet der Umstand, dass so viele konfliktgeladene Themen in einen Topf geworfen werden, die Möglichkeit einer Gesamtlösung, bei der die einzelnen Provinzen ihre unnachgiebige Stellungnahme in einigen Aspekten aufgeben, um in anderen Vorteile zu genießen. Auf alle Fälle erfordert dies einen guten politischen Spürsinn von Präsident Macri und Innenminister Frigerio.